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Der Blick richtet sich bereits auf
die Revision des Personalgesetzes
Das klare Ja zur Reform der
staatlichen Pensionskasse
wird in verschiedenen
Stellungnahmen begrüsst.
Bereits zeichnet sich aber
die nächste Debatte über
das Staatspersonal ab.

Urs Haenni

FREIBURG Mit 69,8 Prozent hat
das Freiburger Stimmvolk am
Sonntag klar Ja gesagt zu einer
Reform für die langfristige fi-
nanzielle Stabilisierung der
Pensionskasse des Staatsperso-
nals. Dies nahmen die Vertre-
ter des Staatsrats sowie der
Pensionskasse am Sonntag an
einer Medienkonferenz mit
Freude zur Kenntnis.

Auch bei den Freiburger Par-
teien, die über ihre Fraktionen
das Projekt schon im Grossen
Rat deutlich unterstützt hat-
ten, kommt das Abstimmungs-
resultat gut an. «Wir freuen uns
über die klare Zustimmung der
Freiburgerinnen und Freibur-
ger», schreibt die FDP in einer
Mitteilung. «Die FDP ist der
Ansicht, dass diese Reform ein
guter Kompromiss ist, da sie
die Finanzierung des staatli-

chen Rentenfonds sowohl für
die Arbeitnehmer als auch für
die Arbeitgeber fair und ge-
recht verteilt.»

Die Mitte links - CSP be-
trachtet das Resultat als «eine
starke Unterstützung der Be-
völkerung gegenüber dem Ser-
vice public». Für die Partei
bleibt aber das Bedauern, dass
die Renten der Staatsangestell-
ten zurückgehen.

Frühpension bleibt ein Thema
Die Vereinigung der höheren

Kader und Magistratspersonen
sowie die Vereinigung der
Richterinnen und Richter se-
hen im Urnengang eine An-
erkennung der Bürger für die
Qualität des Freiburger öffent-
lichen Dienstes und das En-
gagement des Staatspersonals
in «normalen wie in Krisen-
zeiten».

Die beiden Vereinigungen
erwähnen auch, dass bei der
Debatte zur Reform oft die Pe-
nibilität gewisser Berufe und
damit verbunden das Erschwe-
ren einer frühzeitigen Pensio-
nierung ein Thema waren.
«Diese Debatte war hier fehl
am Platz, gehört sie doch nicht
zur Pensionskassenreform»,

schreiben sie. Das Thema wer-
de aber gewiss im Rahmen des
Gesetzes über das Staatsperso-
nal aktuell.

Bereit für neue Debatten
In ihrer Mitteilung kündigte

auch die Föderation der Staats-
angestellten (Fede) an, sie wer-
de sich weiter für gute Bedin-
gungen für die Angestellten
einsetzen, insbesondere beim
neuen Gesetz über das Staats-
personal. Dabei werde sie mit-
helfen, gute Rentenlösungen
für Berufe mit starker Penibili-
tät zu suchen. Auch setze sich
die Fede für bessere Saläre ins-
besondere beim Pflegeperso-
nal ein.

Auch der Verband des Perso-
nals öffentlicher Dienste
(VPOD) will sich bei der Aus-
arbeitung des neuen Personal-
gesetzes einbringen. Wie er
schreibt, habe die Position der
Fede bei der Pensionskassen-
reform für Unruhe beim Per-
sonal gesorgt. Deshalb ver-
langt der VPOD, dass der
Staatsrat bei der Debatte zum
Personalgesetz den VPOD
neben der Fede als gleichbe-
rechtigten Personalverband
anerkennt.
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